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Raphaela Birrer

Frau Kohler, Omikron droht
die Schulen lahmzulegen.
Fürchten Sie sich vor
einem Systemkollaps?
Die Schulen rotieren wegen der
vielen Omikron-Fälle bei den
Kindern im Moment stark. Die
erkrankten Lehrpersonen ver-
schärfen die Situation zusätzlich.
Es ist äusserst schwierig, Stell-
vertretungen zu finden. In Zü-
rich gibt es sogar Sonderbewil-
ligungen, damit mehr Aushilfen
spontan einspringen können.
Im Moment werden alle Hebel
in Bewegung gesetzt, damit
die Schule trotzdem stattfinden
kann. Ein regulärerUnterricht ist
aber sicher nicht möglich.

Wäre ein Fernunterricht nicht
die einfachere Lösung?
Im Lockdown hat sich gezeigt,
dass Schulschliessungen noch
schlimmer sind als das, was im
Moment abgeht. Sowohl die Pä-
diater als auch Bildungswissen-
schaftlerinnen sind überzeugt,
dass die Isolation und die beeng-
ten, teils unbetreutenVerhältnis-
se zu Hause für die Kinder viel
gravierender sind als ein einge-
schränkter Unterricht in den
Schulen. Wir müssen uns also
zwischen Pest und Cholera ent-
scheiden.Die nächsten zweiMo-
nate werden für Schulen, Eltern
und Kinder so oder so zur Zer-
reissprobe.

Vielerorts setzen Eltern
die Lehrermit aggressiven
Mitteln unterDruck, um ihre
Kindervon denMassnahmen
zu befreien.Woher kommt
dieseAggressivität?
Ich bin ratlos. Unsere Elternor-
ganisationwurde auch Zielschei-
be solch aggressivenVerhaltens.
Als wir wie vorgeschrieben un-
sere Jahrestagung mit Zertifi-
katspflicht durchführten, haben
wir ganz böseMails erhalten:Wir
würden die Gesellschaft spalten,
Eltern ausschliessen. In dieser
schwierigen Zeit sind vieleMen-
schen in Aufruhr. Je länger die
Pandemie dauert, desto mehr
steigern sie sich in etwas hinein.
Teilweise lassen sie den gesun-
den Menschenverstand vermis-
sen, das finde ich ganz schwie-
rig. Dabei solltenwir zumDialog
und zu einer respektvollen Ge-
sprächskultur zurückkehren.
Mein Appell: Kommt alle wieder
herunter!

ImVerlauf der Pandemie
scheint in der Elternschaft eine
Radikalisierung stattgefunden
zu haben. Zu Beginnwaren viel
weitreichendereMassnahmen
wie der Fernunterrichtweniger
umstritten.Heutewird bis
vor Gericht gegenMasken
gekämpft.
Das ist ein Ventil. Bereits vor der
Pandemie gab es eine kleine
Gruppe sehr kritischerEltern, die
den Schulen viel Aufwandverur-
sachte.Weil dieses renitenteVer-
halten häufiger in denMedien zi-
tiert wurde, übertrug sich das
schlechte Image auf alle Eltern.
Und die Lehrpersonen wappne-
ten sich vorsorglich vor allen El-
ternkontakten. Dadurch wurde
auch derDialogmit «normalen»
Eltern schwieriger. Dabei ist ein
grosser Teil zufrieden mit den
Schulen. Auch in der Pandemie:

Diemeisten Eltern halten sich an
dieMassnahmen und unterstüt-
zen die Schulen.Aber die kleine,
renitente Gruppe wird jetzt zu-
nehmend grösser und stört den
Betrieb. Die Mitarbeitenden in
den Schulen brauchen gerade
eine ganz dicke Haut.

Gab es Phasen, in denen Eltern
ähnlich stark opponiert haben
– etwa bei der Einführung des
Lehrplans 21? Oder erreichen
wir hier eine neue Dimension?
Auch bei der Einführung des
Lehrplans 21 haben Eltern in
Chats haarsträubendeVerschwö-
rungstheorien gegen die Sexual-

kunde verbreitet. Das war abst-
rus, aber nicht wirklich bedroh-
lich.Aktuell ist derKonflikt in der
Elternschaft hochpolitisch. Ent-
weder gehörtman zur einen oder
zur anderen Seite. Das führt zu
einer Radikalisierung der Positi-
onen.Aber es gibt bei den Eltern
eine schweigende Mitte zwi-
schen diesen Lagern.Aus der ho-
hen Zustimmung zumCovid-Ge-
setz lese ich auch, dass der grös-
sere Teil der Elternschaft die
Einschränkungen mitträgt.

Am anderen Extrempol stehen
die übervorsichtigen Eltern,
welche die Schulen harsch für

die «Durchseuchung»
der Kinder kritisieren.
Ich finde beide extremenHaltun-
gen schwierig. Wobei ich die
ängstliche noch etwas besser
verstehe als die realitätsverwei-
gernde, auf alternativen Fakten
beruhende. Für ein KindmitVor-
erkrankung kann eine Anste-
ckung lebensbedrohlich sein. Zu-
demweissman nochwenig über
die Folgen von Long Covid und
dem Pims-Syndrom. Aber jene,
die immer nach mehr Massnah-
men schreien, sehen nur in der
Einschränkung aller dasAllheil-
mittel. Wir können die Kinder
nicht in Watte packen, schliess-
lich wissen wir nicht, wie lange
das alles noch dauert. Für ein sie-
benjähriges Kind sind zwei Jah-
re eine lange Zeit.

Welche Folgen haben die
Gehässigkeiten für die
Beziehung der Schulen zu den
Eltern und deren Kindern?
DerCorona-Konflikt schadet den
Eltern, die sich angemessen ver-
halten und eine gute Zusammen-
arbeit mit der Schule suchen. Sie

werden pauschal auch in diese
Schublade gesteckt. Zudemüber-
trägt sich die Art, wie die Eltern
über die Schule reden, auf die
Kinder. Deswegen wird die Be-
ziehung zwischen den Kindern
und ihren Lehrpersonen darun-
ter leiden. Eine gute Lernbezie-
hung ist aber essenziell für den
Schulerfolg der Kinder.

Viele Eltern nehmen jetzt ihre
Kinder aus der Schule und
unterrichten sie zu Hause.
Eine valable Option?
Das Kind aus der Schule nehmen
– nur weil man mit den Mass-
nahmen nicht einverstanden ist?
Das ist doch eine Illusion. Nicht
jeder kann Lehrer sein. Dafür
braucht es lange Schuljahre und
ein pädagogisches Studium.Vie-
le Eltern haben ja nur schon
Mühe, ohne Kämpfe mit ihren
Kindern Hausaufgaben zu ma-
chen. Mit dem Homeschooling
stempeln sie ihre Kinder zum
Sonderfall, der Kontakt zu den
Klassenkameraden geht verlo-
ren. Unsere Organisation hat in
einer Umfrage zum Fernunter-
richt gefragt, was den Kindern
dabei ammeisten fehlt. Die Ant-
wort: die Gspäändli und die
Lehrpersonen.

Aktuell sindTausende Eltern
in Quarantäne,manche endlos,
weil immerwieder neue
Familienmitglieder angesteckt
werden.Wie geht es den Eltern
in dieserWelle?
Ganz sicher schlecht. Es kann ja
nicht anders sein. Aber wir sit-
zen alle im gleichen Boot. Nie-
mand ist schuld an dieser Situa-
tion. Niemand hat Spass daran,
sich einzuschränken.Alles ist der
Pandemie geschuldet. Dass jetzt
Eltern inmehreren Kantonen die
Lehrpersonen für die Folgen des
Maskentragens haftbar machen
wollen, ist verwerflich. Für die
Beziehung zwischen Eltern und
Schulen ist das Gift.Wirwerden
nach Corona einen Scherben-
haufen haben. Ich mache mir
grosse Sorgen deswegen.

Lüftung,Masken,Massentests:
Die Schulen stehen seit Beginn
der Pandemie in der Kritik,
Massnahmen zu spät und zu
zögerlich umzusetzen.Teilen
Sie die Meinung?
Jetzt hätte man doch schneller
reagieren können! Das habe ich
manchmal auch gedacht. Aber
unser demokratisches System
erfordert nun einmal Zeit mit all
den Konsultationen.Nur sower-
den die Massnahmen auch breit
getragen.

Also alles bestens in
der Pandemiebekämpfung?
Nein, sicher sind Fehler passiert.
Was ich zum Beispiel wirklich
nicht verstehe: Man weiss seit
Jahren, dass die Luftqualität in
den Schulen nicht gut ist. Und
doch bewegt sich kaum etwas.
Wenn überhaupt, setztman jetzt
auf CO2-Geräte, derentwegen alle
zehn Minuten gelüftet werden
muss. Die Kinder sitzen dann in
den Winterjacken im Durchzug.
Luftreinigungsgerätemit Viren-
filtern hingegen würden auch
gegen Erkältungsviren wirken.
Das wäre eine unumstrittene
Massnahme, auf die sich Mass-
nahmengegner und -befürwor-
terinnen einigen könnten.

«Kommt alle wieder herunter!»
Omikron und Schulen Das Virus grassiert – und vielerorts drohen Eltern den Lehrpersonen wie kaum zuvor.
Gabriela Kohler, Chefin des Elternverbands, sagt, warum sich Väter undMütter radikalisieren.

«Die Angestellten in den Schulen brauchen gerade eine ganz dicke Haut»: Gabriela Kohler. Foto: Sabrina Bobst

Chefin des Eltern-Dachverbands

Gabriela Kohler-Steinhauser ist
Präsidentin der kantonalen Eltern-
mitwirkungsorganisation (KEO)
in Zürich, dem Dachverband aller
Elternmitwirkungsgremien im
Kanton. Dieser vertritt Eltern
von weit über 100’000 Schülerin-
nen und Schülern im Kanton. Im
Unterschied zu zahlreichen wäh-

rend der Pandemie gegründeten
Elternzusammenschlüssen ist die
KEO seit zehn Jahren institutionell
verankert und in bildungspolitische
Entscheidungsprozesse einge
bunden. Die 56-jährige Kohler-
Steinhauser ist dreifache Mutter
und präsidiert die Organisation seit
deren Gründung. (red)

Genf Der ehemalige Staatsrat
PierreMaudet ist im Berufungs-
prozess um eine umstrittene Lu-
xus-Reise nach Abu Dhabi frei-
gesprochen worden. Das Genfer
Kantonsgericht sah den Tatbe-
stand der Vorteilsannahme als
nicht erfüllt an.

MaudetsAnwälte hattenwäh-
rend der Berufungsverhandlung
vergangenen Oktober immer
wieder betont, dass man ihrem
Mandanten alles vorwerfen kön-
ne, dass aber die rote Linie des
Strafrechts in diesem Fall nie
überschritten worden sei.

Die Staatsanwaltschaft hat
nun noch die Möglichkeit, das
Urteil in derBerufung beimBun-
desgericht anzufechten. Sie hat-
te eine bedingte Freiheitsstrafe
von 14 Monaten gefordert.

Reise für 50’000 Franken
Maudet reiste imNovember 2015
mit seiner Familie, seinem da-
maligen Stabschef Patrick Baud-
Lavigne sowie den beiden Gen-
ferGeschäftsleutenMagid Khou-
ry und Antoine Daher nach Abu
Dhabi, um den Grand Prix der
Formel 1 anzuschauen.Diese Rei-
se, deren Kosten auf 50’000
Franken geschätztwerden,wur-
devon derKönigsfamilie vonAbu
Dhabi bezahlt.

Das erstinstanzliche Genfer
Polizeigericht verurteilte den
ehemaligen FDP-Politiker im Fe-
bruar letzten Jahres wegen Vor-
teilsannahme im Zusammen-
hang mit der Reise zu einer
bedingten Strafe von 300Tages-
sätzen zu 400 Franken. Zudem
musste Maudet dem Staat Genf
50’000 Franken als Entschädi-
gung zurückzahlen.

Das Polizeigericht urteilte,
dass der Politiker sich zwarnicht
direkt habe bestechen lassen.Der
Magistrat habe aber das Risiko
in Kauf genommen, bei derAus-
übung seines Amtes beeinflusst
zu werden, indem er die Einla-
dung für die Reise annahm.

Das Berufungsgericht kam
nun zu einem anderen Schluss.
DieTatsache, dass die Familie des
Angeklagten ebenfalls eingeladen
wurde, sei kein zwingendes Indiz
dafür, dass damit die Gunst des
Staatsrats habe geweckt werden
sollen, heisst es im Urteil. Nach
Ansicht der Richter luden die Be-
hörden von Abu Dhabi Maudet
und seine Familie ein, um den
Formel-1-Grand-Prix zu fördern.
Maudets frühere rechte Hand,
Baud-Lavigne, wurde ebenfalls
vom Vorwurf der Vorteilsannah-
me freigesprochen. Das Appella-
tionsgericht verurteilte ihn jedoch
wegenAmtsgeheimnisverletzung
und Anstiftung zum Amtsmiss-
brauch im Zusammenhang mit
der überstürzten Eröffnung einer
Bar zu einer bedingten Strafe von
90 Tagessätzen.

Zurück in die Politik?
Die Affäre und der Prozess hat-
ten der steilen politischen Karri-
ere des früheren FDP-Hoff-
nungsträgers und Bundesrats-
kandidaten ein jähes Ende
gesetzt. Dermittlerweile 43-jäh-
rige Maudet scheiterte im ver-
gangenen März bei der Ersatz-
wahl in den Staatsrat.

Zum Abschluss der Beru-
fungsverhandlung hatteMaudet
eine Rückkehr in die Politik je-
doch nicht ausgeschlossen.Er er-
klärte, dass er «dieser Reise aus
juristischer Sicht ein Ende set-
zen» wolle. «Was die politische
Reise angeht, so wird sie nicht
im Gerichtssaal enden», meinte
derEx-Staatsrat vielsagend. (sda)

Pierre Maudet im
Berufungsprozess
freigesprochen
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Verkehr Mehrere Verbände spre-
chen sich gegen eine allgemeine
EinführungvonTempo 30 inner-
orts aus, wie sie etwa die Städte
Winterthur und Zürich planen:
Dieswürde den öffentlichenVer-
kehr ausbremsen und bei den
Blaulichtorganisationen zu län-
geren Einsatzzeiten führen. Der
Touring-Club Schweiz (TCS), der
Informationsdienst für den öf-
fentlichen Verkehr (Litra), der
Schweizerische Gewerbeverband
(SGV) und der Schweizerische
Feuerwehrverband (SFV) ver-
langten an einer Medienkonfe-
renz in Bern ein «differenziertes
Geschwindigkeitsregime».

Eine undifferenzierte und flä-
chendeckende Einführung von
Tempo 30 auf gesamten Stadtge-
bieten würde zu grosse Auswir-
kungen auf den Verkehr haben,
sagte TCS-Zentralpräsident Pe-
ter Goetschi. Auf verkehrsorien-
tierten Strassenmüsseweiterhin
Tempo 50 gelten. Nur so könne
die Funktionalität des Strassen-
netzes als Ganzes gewährleistet
werden. «Man kannnicht von der
Autobahn auf eineQuartierstras-
se einbiegen.» (sda)

Verbändemachen
gegen generelles
Tempo 30mobil

Nur noch 25 Tage bis zum Be-
ginn der Olympischen Winter-
spiele – und noch immer weiss
der Bundesrat nicht, ob undwie
er sich in Peking vertreten lassen
soll. Normalerweise ist der Fall
klar: Der amtierende Bundesprä-
sident nimmt jeweils an der Er-
öffnungsfeier teil.

Doch im Fall derWinterspie-
le 2022 in China ist die Sache
komplizierter. Die USA haben
wegen der chinesischen Men-
schenrechtsverletzungen zum
politischen Boykott aufgerufen.
Weitere westliche Staaten wie
Grossbritannien, Kanada, Aust-

ralien undNeuseeland sind dem
Boykottaufruf gefolgt.

Vor diesemHintergrund beugt
sich der Bundesrat heute erneut
über das heikle Dossier. Schon im
alten Jahr hatte er dasThema dis-
kutiert, den Entscheid aber ver-
tagt. Damals lautete der Tenor
laut bundesratsnahen Personen,
dass der Bundespräsident des
Jahres 2022, Ignazio Cassis, nicht
nach Peking reisen wird. Auch
Cassis selber zeigt wenig Lust
darauf.

Dafür gibt es im Bundeshaus
zwei Erklärungen. Die einen sa-
gen, der Hauptgrund seien poli-

tische Bedenken: Eine Teilnah-
me des Bundespräsidentenwäre
ein zu freundschaftliches Signal
an Peking. Andere bundesrats-
nahe Personen meinen jedoch,
der Hauptgrund sei die Pande-
mie: Peking hat selbst für Staats-
oberhäupter derart strikte Coro-
na-Einschränkungen verhängt,
dass in Peking fast nichts mög-
lich sein wird – weder ein Kon-
taktmit den Schweizer Sportlern
noch ein Treffen mit einem chi-
nesischenMinister.Wernach Pe-
king fliege, so frotzelt eine bun-
desratsnahe Person,werdewäh-
rend der ganzen Eröffnungsfeier

im Stadion allein in einer Glas-
kabine sitzen.

Umgekehrt will der Bundes-
rat aber auch nicht so weit ge-
hen, die Spiele ganz zu boykot-
tieren. Ein Boykott entspreche
nicht den Prinzipien der Schwei-
zer Diplomatie, heisst es in dip-
lomatischen Kreisen.

Warten auf die EU?
Was also tun? Für die heutige
Bundesratssitzung wurde von
Cassis eigentlich ein konkreter
Antrag erwartet – doch stattdes-
sen liefert der Bundespräsident
nur ein Potpourri von Varianten,

wie zuverlässige bundesratsnahe
Quellen sagen. Eine dervon Cas-
sis vorgeschlagenenOptionen ist,
dass anstelle des Bundespräsi-
denten ein anderes Mitglied des
Bundesrats nachChina reist – am
ehesten Sportministerin Viola
Amherd. Doch diese will offen-
bar auch nicht gehen.

Alternativkönnte sich die Lan-
desregierung auf tieferer Ebene
vertreten lassen, etwa durch
Staatssekretärin Livia Leu – mit
dem Risiko, dass Peking das als
Affront begreifen könnte.Alswei-
tere Option schlägt Cassis die
Entsendung einesAlt-Bundesrats

vor – als möglicher Name kur-
siert dervon Samuel Schmid.Der
heute 75-jährige Ex-Sportminis-
ter hat die offizielle Schweiz
schon 2018 an den Paralympics
in Südkorea vertreten.

Eine weitere Option besteht
darin, dass die Landesregierung
den Entscheid noch einmal ver-
tagt undweiter abwartet,was an-
dere Staaten tun, vor allem die
EU. Denn die meisten EU-Staa-
ten haben sich im grossen dip-
lomatischen Eiertanzmit Peking
ebenfalls noch nicht festgelegt.

Markus Häfliger

Der grosse Eiertanz des Bundesrats umOlympia
Diplomatie Bundespräsident Cassis will nicht nach Peking reisen, Sportministerin Amherd auch nicht. Wer springt in die Bresche?

Justiz Migrantinnen, die Opfer
von häuslicher Gewalt wurden,
soll künftig nach einerScheidung
nicht mehr der Landesverweis
drohen.DieserMeinung sind bei-
de StaatspolitischenKommissio-
nen. Sie wollen das Ausländer-
recht entsprechend ändern. Die
StaatspolitischeKommission des
Ständerats (SPK-S) hat mit 8 zu
3 Stimmenbei 2 Enthaltungen ei-
ner parlamentarischen Initiative
ihrer Schwesterkommission zu-
gestimmt, wie die Parlaments-
dienste gesternmitteilten.Damit
kann die Nationalratskommissi-
on nun einenErlassentwurf aus-
arbeiten.

Die Initiative verlangt, das
Bundesgesetz über die Auslän-
derinnen undAusländer und die
Integration (AIG) so zu ändern,
dass die Situation von Opfern
häuslicher Gewalt im Hinblick
auf die Erteilung und Verlänge-
rung derAufenthaltsbewilligung
verbessertwird. Die Schwelle für
denNachweis häuslicherGewalt
müsse gesenkt werden, lautete
derTenor in der SPK-S.Heute ob-
liegt es dem Opfer, zu beweisen,
dass diese Gewalt begangenwur-
de und von gewisser Dauer und
Schwere war. (sda)

Parlament will
Migrantinnen vor
Gewalt schützen

Markus Brotschi
und Luca De Carli

Die Omikron-Welle bricht bald,
das ist die gute Nachricht der
wissenschaftlichen Taskforce.
Schon in ein bis zweiWochen er-
reicht sie gemäss deren neuste
Lagebeurteilung ihren Höhe-
punkt. 10 bis 30 Prozent der Be-
völkerung könnten sich dann in
nur einerWoche anstecken. Da-
nach gingen die Fallzahlen rasch
auf unter 10’000 Fälle pro Tag
zurück.

Die schlechte Nachricht: Ob-
wohl Omikron deutlich weniger
schwere Krankheitsverläufe ver-
ursacht, könnte es nochmals hart
werden für die Spitäler. Laut
Taskforce könnten zum Höhe-
punkt innert einerWoche bis zu
300 Patienten auf der Intensiv-
station (IPS) landen. Die Task-
force erwartet ihn Anfang Feb-
ruar, also ein bis zwei Wochen
nach dem Peak der Ansteckun-
gen. Allerdings sind die Schät-
zungen mit einer grossen Unsi-
cherheit behaftet. Im besten Fall
werden es nur 80 IPS-Fälle sein.
Das entspricht der heutigen Si-
tuation, die für die Spitäler ge-
mässTaskforce-PräsidentinTan-
ja Stadler bewältigbar ist.

Auch bei den Einweisungen
für die normalen Spitalbetten ist
die Bandbreite der Schätzung
sehr gross. Die Taskforce geht
von 1500 bis 10’000 Hospitali-
sierungen in einer Woche aus.
Zurzeit sind es rund 700 Perso-
nen pro Woche, die wegen oder
mit Covid ins Spital eingeliefert
werden.

Hoffnungsschimmer
aus Grossbritannien
Das Fazit der Taskforce: Es be-
steht das «Risiko einer deutli-
chen Kapazitätsüberschreitung»
im Gesundheitswesen. Bei den
Schätzungen bestehe aber eine
«grosse Unsicherheit».

Drei bis vierWochen nachdem
Omikron in der Schweiz domi-
nant geworden ist, soll also der
Peak derneuenAnsteckungswel-
le erreicht sein.DieAnnahmeder
Taskforce entspricht demVerlauf
derWelle in Grossbritannien,wo
sich Omikron früher ausgebrei-
tet hat.Die jüngstenNachrichten
von dort schüren Hoffnungen,
dass sich die Lage im Gesund-
heitswesen auch bei uns nicht
ganz so schlimm entwickelt.

In Grossbritannien blieb die
Belastung der Spitäler in der

Omikron-Welle klar tiefer als
während der heftigen Winter-
welle vor einem Jahr. Inzwischen
sinkt die Zahl der entdeckten Fäl-
lewieder. Deutlich sichtbarwird
das insbesondere in London,wo
Omikron noch etwas früher do-
minierte. Die Metropole melde-
te gestern im Wochenvergleich
leicht weniger Covid-Patientin-
nen und -Patienten auf den In-

tensivstationen und stagnieren-
de Zahlen bei den normalenHo-
spitalisationen.Nationalwächst
die Gesamtzahl der Covid-Pati-
enten in den Spitälern zwar
noch, doch die Zahl der täglichen
Neueintritte beginnt zu sinken.

In der Schweiz selber macht
die jüngste Entwicklung imTes-
sin Hoffnung. Dort wurde Omi-
kron ebenfalls früher dominant,

und inzwischen scheint der Peak
bei den Fallzahlen fast erreicht
zu sein. Das Tessin meldete am
Dienstag nur einen um knapp
9 Prozent höheren 7-Tage-
Schnitt als am gleichen Tag vor
einerWoche. Nach demNeujahr
und nach Weihnachten waren
die Fallzahlen im Wochenver-
gleich noch um knapp 80 bezie-
hungsweise über 200 Prozent
gestiegen.

Der Tessiner Kantonsarzt
wollte sich auf Anfrage nicht zu
dieser Entwicklung äussern.Un-
klar bleibt deshalb, ob Engpässe
beim Testen die Zahlen beein-
flusst haben. In denTessiner Spi-
tälern sind dieAuswirkungen der
Omikron-Welle weiter moderat.
16 Corona-Patienten lagen am
Dienstag auf der Intensivstation
– gleich viele wie Mitte Dezem-
ber, als Omikron im Tessin do-
minant wurde.

Verkürzung der Quarantäne
laut Taskforce vertretbar
Absehbar ist jedoch, dass die
Hunderttausende Infektionen in
der zweiten Januarhälfte starke

Auswirkungen auf die Wirt-
schaft haben werden. Der Bund
hat deshalb die Kantone in ei-
nemBrief vor denArbeitsausfäl-
len gewarnt, wie CH Media am
Dienstag berichtete. «Es ist nicht
ausgeschlossen, dass sich wäh-
rend einer gewissen Zeitdauer
gleichzeitig zwischen 10 und
15 Prozent der arbeitstätigen Be-
völkerung in Isolation befinden
werden»,wird aus demBrief des
Bundesamtes für Gesundheit
zitiert.

Diese Ausfälle beziehen sich
nur auf die Erkrankten, dazu
kommen noch die nahen Kon-
taktpersonen, die in Quarantäne
müssen. Deshalb wird sich der
Bundesrat heute nicht nur mit
derVerkürzung derQuarantäne,
sondern auchmit der Reduktion
der Isolationsdauer bei Erkrank-
ten befassen. Laut Stadler wäre
eine Reduktion der Quarantäne
von derzeit 7 auf 5 Tage und der
Isolation von 10 auf 5 Tage ver-
tretbar. Letzteres unter der Vor-
aussetzung, dass die Person vor
Ende der Isolation zwei Tage
symptomfrei war.

Hundertausende Infizierte ineinerWoche
Höhepunkt der Omikron-Welle Noch im Januar erwartet die Taskforce des Bundes eine noch nie dagewesene
Zahl neuer Corona-Infektionen. Doch es besteht die Chance, dass das Gesundheitswesen dem standhält.

Steht das Land still, wenn Hunderttausende gleichzeitig in Isolation sind? Verkehrsknotenpunkt Central in Zürich. Foto: Ennio Leanza (Keystone)
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